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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des 
Pflichtversicherungsgesetzes - Gesetz zum autonomen Fahren

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 230. Sitzung am 20. Mai 2021 aufgrund 

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Verkehr und 

digitale Infrastruktur – Drucksache 19/29875 – den von der Bundesregierung 

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des 

Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum autonomen Fahren 

– Drucksachen 19/27439, 19/28178 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 11.06.21 

Erster Durchgang: Drs. 155/21
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Artikel 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

1. § 1d Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Risikominimaler Zustand im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, in dem sich das 

Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion auf eigene Veranlassung oder auf Veranlassung der 

Technischen Aufsicht an einer möglichst sicheren Stelle in den Stillstand versetzt und die 

Warnblinkanlage aktiviert, um unter angemessener Beachtung der Verkehrssituation die 

größtmögliche Sicherheit für die Fahrzeuginsassen, andere Verkehrsteilnehmende und Dritte 

zu gewährleisten.“ 

2. § 1e wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. das Kraftfahrzeug in einem von der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen 

Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, von 

der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes genehmigten, festgelegten 

Betriebsbereich eingesetzt wird und“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird nach dem Wort „selbständig“ das Wort „die“ durch das Wort „den“ 

ersetzt und das Wort „einzuhalten“ wird durch das Wort „entsprechen“ ersetzt. 

bb) In Nummer 7 werden die Wörter „die Warnblinkanlage zu aktivieren und sich an 

einer möglichst sicheren Stelle zum Stillstand zu bringen,“ gestrichen. 

cc) In Nummer 8 werden nach den Wörtern „Technische Aufsicht“ die Wörter „oder 

durch Fahrzeuginsassen“ eingefügt. 

dd) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

„10. ausreichend stabile und vor unautorisierten Eingriffen geschützte 

Funkverbindungen, insbesondere zur Technischen Aufsicht, sicherzustellen und 

das Kraftfahrzeug selbständig in einen risikominimalen Zustand zu versetzen, 

wenn diese Funkverbindung abbricht oder darauf unerlaubt zugegriffen wird.“ 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Laufende Genehmigungsverfahren, die sachlich unter § 1d bis § 1g fallen und in denen 

der Antrag auf Erteilung einer Betriebserlaubnis inklusive einer Ausnahmegenehmigung 

bereits gestellt worden ist, bleiben unberührt.“ 

d) In den Absätzen 5 und 6 werden jeweils nach dem Wort „Widerruf“ die Wörter „oder die 

Rücknahme“ eingefügt. 

3. § 1f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

aa) Das Wort „insbesondere“ wird gestrichen. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
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„3. zu gewährleisten, dass die Aufgaben der Technischen Aufsicht erfüllt werden.“ 

b) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. ein alternatives Fahrmanöver nach § 1e Absatz 2 Nummer 4 und Absatz 3 zu 

bewerten und das Kraftfahrzeug hierfür freizuschalten, sobald ihr ein solches optisch, 

akustisch oder sonst wahrnehmbar durch das Fahrzeugsystem angezeigt wird, die 

vom Fahrzeugsystem bereitgestellten Daten ihr eine Beurteilung der Situation 

ermöglichen und die Durchführung des alternativen Fahrmanövers nicht die 

Verkehrssicherheit gefährdet,“ 

c) In Absatz 3 Nummer 6 werden die Wörter „Landesrecht zuständigen Behörde“ durch die 

Wörter „Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, 

soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes“ ersetzt. 

4. § 1g wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Halter ist verpflichtet, dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Bundes- oder 

Landesrecht zuständigen Behörde oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die 

Verwaltung zusteht, der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes auf Verlangen die Daten nach Satz 1 zu 

übermitteln, soweit dies erforderlich ist 

1. bezüglich des Kraftfahrt-Bundesamts für dessen Aufgabenerfüllung nach den Absätzen 

4 und 5 und 

2. bezüglich der nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörde oder auf 

Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, der Gesellschaft 

privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes für deren 

Aufgabenerfüllung nach Absatz 6.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat das Fahrzeug 

so auszustatten, dass die Speicherung der Daten gemäß Absatz 1 und Absatz 2 dem Halter 

tatsächlich möglich ist. Der Hersteller muss den Halter präzise, klar und in leichter 

Sprache über die Einstellungsmöglichkeiten zur Privatsphäre und zur Verarbeitung der 

Daten, die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs in der autonomen Fahrfunktion verarbeitet 

werden, informieren. Die diesbezügliche Software des Kraftfahrzeugs muss 

Wahlmöglichkeiten zur Art und Weise der Speicherung und der Übermittlung der in der 

autonomen Fahrfunktion verarbeiteten Daten vorsehen und dem Halter entsprechende 

Einstellungen ermöglichen.“ 

c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Sofern es sich nicht um ein Kraftfahrzeug im Sinne des § 1k handelt, ist das Kraftfahrt-

Bundesamt berechtigt, die nach Absatz 4 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 1 beim 

Halter erhobenen nicht personenbezogenen Daten für verkehrsbezogene 

Gemeinwohlzwecke, insbesondere zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung im 
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Bereich der Digitalisierung, Automatisierung und Vernetzung sowie zum Zweck der 

Unfallforschung im Straßenverkehr, folgenden Stellen zugänglich zu machen: 

1. Hochschulen und Universitäten, 

2. außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, 

3. Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden mit Forschungs-, Entwicklungs-, 

Verkehrsplanungs- oder Stadtplanungsaufgaben.“ 

d) In Absatz 6 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Landesrecht zuständigen Behörden“ 

durch die Wörter „Bundes- oder Landesrecht zuständigen Behörden oder auf 

Bundesfernstraßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht, die Gesellschaft privaten 

Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes“ ersetzt. 

e) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Unbeschadet der Absätze 1 bis 6 können Dritte vom Halter Auskunft über die 

gemäß Absatz 1 und Absatz 2 gespeicherten Daten verlangen, soweit diese Daten zur 

Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr von Rechtsansprüchen im Zusammenhang 

mit einem in § 7 Absatz 1 geregelten Ereignis erforderlich sind und das entsprechende 

Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion an diesem Ereignis beteiligt war. Die Dritten 

haben die Daten unverzüglich zu löschen, sobald sie zur Geltendmachung von 

Rechtsansprüchen nicht mehr erforderlich sind, spätestens mit Verjährung der Ansprüche, 

für deren Geltendmachung, Befriedigung oder Abwehr die Daten erhoben wurden. Eine 

Verwendung dieser Daten durch die Dritten ist nur zu den in Satz 1 genannten Zwecken 

zulässig.“ 

5. § 1i wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „oberste Landesbehörde“ durch die Wörter „nach 

Landesrecht zuständige Behörde“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes ist anzuhören, soweit der Betriebsbereich 

Bundesautobahnen oder Bundesstraßen in Bundesverwaltung umfasst oder dies 

vorgesehen ist.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bis sechs Monate nach Inkrafttreten der Regelungen in der auf Grundlage von § 1j 

Absatz 1 Nummer 7 erlassenen Verordnung gelten die bisherigen 

straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften zur Erprobung, auch für Entwicklungsstufen 

automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen, unverändert fort, sofern nicht bereits von 

den Regelungen in der auf Grundlage von § 1j Absatz 1 Nummer 7 erlassenen Verordnung 

Gebrauch gemacht wird.“ 
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6. § 1j Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„1. die technischen Anforderungen und das Verfahren zur Erteilung einer 

Betriebserlaubnis gemäß § 1e Absatz 2 bis 4 durch das Kraftfahrt-Bundesamt, 

einschließlich 

a) der vom Hersteller zu beachtenden technischen Anforderungen an den Bau, die 

Beschaffenheit und die technische Ausrüstung des Kraftfahrzeugs, der vom 

Hersteller zu beachtenden Anforderungen an die Datenspeicherung, die 

Sicherheit der eingesetzten Informationstechnik und die funktionale Sicherheit 

des Kraftfahrzeugs, der vom Hersteller zu beachtenden Anforderungen an die 

Erklärung gemäß § 1f Absatz 3 Nummer 4 sowie der vom Hersteller zu 

beachtenden Dokumentationspflichten, 

b) der Anforderungen an die Prüfung und Validierung des Kraftfahrzeugs durch das 

Kraftfahrt-Bundesamt, 

c) der Anforderungen an den Betrieb des Kraftfahrzeugs, 

d) der Anforderungen an die Begutachtung des Kraftfahrzeugs durch das Kraftfahrt-

Bundesamt, 

e) der Marktüberwachung einschließlich Vorgaben zur Beteiligung weiterer 

Behörden bei der Bewertung der informationstechnischen Sicherheit von 

Kraftfahrzeugen und Fahrzeugteilen sowie der Regelung von 

Mitwirkungspflichten für Hersteller und Halter von Kraftfahrzeugen mit 

autonomer Fahrfunktion und 

f) der Anerkennung und Bewertung der Wirkungsgleichheit von Erlaubnissen und 

Genehmigungen von automatisierten und autonomen Kraftfahrzeugen, die in 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf Grundlage der jeweils 

geltenden nationalen Bestimmungen erteilt worden sind, 

2. die Eignung von Betriebsbereichen und das Verfahren für die Bewertung und die 

Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen durch die nach Bundes- oder 

Landesrecht zuständigen Behörden oder auf Bundesfernstraßen, soweit dem Bund 

die Verwaltung zusteht, die Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes,“. 

b) Die Nummern 7 und 8 werden wie folgt gefasst: 

„7. die Anforderungen und das Verfahren zur Erteilung einer Erprobungsgenehmigung 

nach § 1i Absatz 2 durch das Kraftfahrt-Bundesamt, einschließlich weiterer Pflichten 

des Halters, Ausnahmen von Anforderungen nach diesem Gesetz zu 

Erprobungszwecken sowie die Befugnis des Kraftfahrt-Bundesamts, Daten, die zur 

Schaffung einer Datenbasis zur Beurteilung der Sicherheit im Straßenverkehr und des 

technischen Fortschritts sowie zur evidenzbasierten Entwicklung der Regulierung 

von Entwicklungsstufen automatisierter oder autonomer Fahrfunktionen erforderlich 

sind, in anonymisierter Form zu erheben, zu speichern und zu verwenden, 
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8. Abweichungen von den §§ 1d bis 1i in Bezug auf Kraftfahrzeuge der Bundeswehr, 

der Bundespolizei, des Bundeskriminalamts, des Bundesnachrichtendienstes, des 

Zollkriminalamtes, des Bundesamts für Verfassungsschutz, der Gesellschaft privaten 

Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes, der Landespolizei, 

der Landeskriminalämter, der Landesämter für Verfassungsschutz, des Zivil- und 

Katastrophenschutzes, der Feuerwehren, der Rettungsdienste und der 

Straßenbauverwaltungen.“ 

7. § 1k wird wie folgt gefasst:

„§ 1k 

Ausnahmen 

(1) Für Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion gemäß § 1d Absatz 1, die für 

militärische, nachrichtendienstliche oder polizeiliche Zwecke, für Zwecke der Zollfahndung, 

des Zivil- oder Katastrophenschutzes, der Brandbekämpfung, der Straßenbauverwaltung oder 

der Rettungsdienste bestimmt sind, können das Bundesministerium der Finanzen, das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, das Bundesministerium der 

Verteidigung, das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, das 

Bundeskanzleramt und die nach Landesrecht zuständigen Behörden Dienststellen in ihren 

jeweiligen Geschäftsbereichen, das Bundesministerium der Verteidigung Dienststellen der 

Bundeswehr bestimmen, die die Aufgaben des Kraftfahrt-Bundesamts an dessen Stelle für den 

jeweiligen Geschäftsbereich wahrnehmen. 

(2) Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion, die in der Bundeswehr, in der 

Bundespolizei, im Bundeskriminalamt, im Bundesnachrichtendienst, im Bundesamt für 

Verfassungsschutz, im Zollkriminalamt, in der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 

Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes, in der Landespolizei, in den 

Landeskriminalämtern, in den Landesämtern für Verfassungsschutz, im Zivil- und 

Katastrophenschutz, in den Feuerwehren, in den Rettungsdiensten oder in den 

Straßenbauverwaltungen eingesetzt werden, dürfen von den technischen Vorgaben, von 

Regelungen zur Festlegung von Betriebsbereichen und von Betriebsvorschriften sowie von den 

gemäß § 1j Absatz 1 erlassenen Verordnungen abweichen, wenn die Kraftfahrzeuge zur 

Erfüllung hoheitlicher Aufgaben bestimmt, für diese Zwecke gebaut oder ausgerüstet sind und 

wenn gewährleistet ist, dass die Kraftfahrzeuge unter gebührender Berücksichtigung der 

öffentlichen Sicherheit eingesetzt werden. Technische Voraussetzungen, Regelungen zur 

Festlegung von Betriebsbereichen und Betriebsvorschriften sind dabei sinngemäß 

anzuwenden, sofern es der jeweilige Zweck nach Absatz 1 zulässt; Abweichungen sind auf das 

zwingend erforderliche Maß zu beschränken.“

Drucksache 430/21 - 6 -

juris Lex QS
03052024 ()


	0430-21vor
	430maßgabe

